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Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

ĂGestaltungssatzung f¿r die Weinheimer InnenstadtĂ  
Hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Beschlussantrag: 

1. Für den in Anlage 1 gekennzeichneten Bereich wird die ĂGestaltungssatzung f¿r die 
Weinheimer Innenstadtñ aufgestellt. Eine sich aus stªdtebaulichen Erfordernissen 
ergebende Anpassung des Geltungsbereichs bleibt vorbehalten. 

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wird beschlossen. Grundlage hierfür ist der geänderte Vorentwurf 
der Satzung in der Fassung vom 12.03.2021 (Anlage 3). 

3. Nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange findet in einer Sitzung des Ausschusses für 
Technik, Umwelt und Stadtentwicklung (ATUS) ein Experten-Hearing statt. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dez. II 
je 1 x Amt 32, 60, 63, 65 
1 x Amt 61 z.d.A. 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

GR/099/93 Gestaltungssatzung für die Innenstadt: 
hier: Satzungsbeschluss 

GR/020/94 Erhaltungs- und Gestaltungssatzung für die Innenstadt: 
  hier: Erneuter Satzungsbeschluss  

019/21 (Gemeinderat am 10.02.2021) 

034/21 (ATUS am 10.03.2021) 

 
 

Beratungsgegenstand: 

1. Bisheriger Beratungsverlauf und daraus resultierende Änderungen 

Erstmalig waren die Novellierung der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung (in Form einer 
eigenständigen Gestaltungssatzung und sieben eigenständiger Erhaltungssatzungen) sowie 
die Aufstellung einer Erhaltungssatzung f¿r den Bereich ĂPrankelñ Gegenstand der 
Gemeinderatssitzung am 10.02.2021. Der Gemeinderat beschloss in dieser Sitzung, das 
Thema zur Vorberatung in die nächste Sitzung des Ausschusses für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung (ATUS) zu verweisen und die Beschlussfassung auf die folgende 
Gemeinderatssitzung am 17.03.2021 zu vertagen. 

Die Vorberatung fand in der ATUS-Sitzung am 10.03.2021 statt. Da nach umfangreicher 
Beratung einige Fragen und Anmerkungen im Raum standen, wurde seitens der 
Stadtverwaltung zugesagt, bis zum 12.03.2021 ein zusätzliches Dokument zur Erläuterung 
zu erstellen, dass den Mitgliedern des Gemeinderats als ergänzende 
Entscheidungsgrundlage zur Verfügung stehen sollte. In diesem Zusammenhang richtete der 
Oberbürgermeister die Bitte an die Mitglieder des Gremiums, alle vorliegenden Fragen bzw. 
Anregungen der Verwaltung schnellstmöglich zur Verfügung zu stellen. 

Die Verwaltung versandte am 12.03.2021 ein umfangreiches Dokument (siehe Anlage 4). 
Darin wird zum einen auf sämtliche während der ATUS-Sitzung geäußerten Fragestellungen 
und zum anderen auf die von Herrn Stadtrat Görtz am 12.03.2021 zur Verfügung gestellten 
Anmerkungen zur Gestaltungssatzung eingegangen. Weitere von Herrn Stadtrat Görtz für 
den 13.02.2021 angekündigte Punkte zu den Erhaltungssatzungen liegen bislang nicht vor 
und konnten so bislang keine Behandlung durch die Verwaltung erfahren.  

Im Ältestenrat am 15.03.2021 wurde besprochen, die für den 17.03.2021 avisierte 
Beschlussfassung im Gemeinderat zu vertagen. In diesem Zusammenhang warb der 
Oberbürgermeister in der Gemeinderatsitzung am 17.03.2021 nochmals dafür, bestehende 
Fragestellungen oder sonstige Anmerkungen zeitnah an die Verwaltung zu richten, damit 
eine umfassende inhaltliche Vorbereitung auf die Sitzung möglich ist und eine 
Beschlussfassung erfolgen kann. Davon wurde durch einzelne Mitglieder des Gemeinderats 
zwischenzeitlich Gebrauch gemacht. 
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Zusätzlich erreichten die Verwaltung einzelne Anfragen aus der Bevölkerung, die aufgrund 
der Presseberichterstattung auf das Thema aufmerksam geworden waren. Dabei ging es 
insbesondere um die Erhaltungssatzungen und um die Frage einer möglichen Ausweitung 
der Gebietskulissen. 

Auf Grundlage der bisherigen Beratungen hat die Verwaltung ihren Vorentwurf für die 
Gestaltungssatzung angepasst (siehe Anlagen 2 und 3). Darüber hinaus wurden die 
Beschlussformeln teilweise umformuliert, um deutlicher zum Ausdruck zu bringen, dass 
bislang als Vorentwurf vorliegenden Satzungsunterlagen lediglich eine erste 
Diskussionsgrundlage für das angestrebte Aufstellungsverfahren darstellen. Unabhängig von 
der Formulierung gilt für die Satzungsverfahren, dass sie, wie Bebauungsplanverfahren 
auch, ergebnisoffen sind und die gemeinderätlichen Gremien die Möglichkeiten haben, im 
weiteren Beratungsverlauf Inhalte zu verändern oder auch das Verfahren abzubrechen. 

Aufgrund der Anregungen aus dem ATUS in der Sitzung am 10.03.2021 wurde außerdem 
die Beschlussfassung über ein Experten-Hearing als zusätzlicher Verfahrensbestandteil 
aufgenommen. Wie die Verwaltung bereits in ihrem Dokument vom 12.03.2021 dargestellt 
hatte, wird ein Hearing zum Auftakt des Verfahrens, ggf noch vor dem 
Aufstellungsbeschluss, als nicht zielführend erachtet. Sinnvoll und gewinnbringend ist die 
Einholung externen Sachverstands, wenn neben einem Vorentwurf bereits Reaktionen aus 
der frühzeitigen Beteiligung vorliegen, sodass sich ggf. vorhandene Spannungsfelder, 
Interessenskonflikte oder Schwerpunktthemen herauskristallisieren. Die konsultierten 
Experten haben dann die Möglichkeit, ihren Sachverstand und ihre Erfahrungen anhand der 
aus der Beteiligung gewonnen Fragestellungen zu konkreten Punkten einzubringen. Zu 
Beginn des Verfahrens könnten von Expertenseite lediglich allgemeine Hinweise und 
Ausführungen erfolgen. Daher erwartet die Verwaltung für ein Hearing nach der ersten der 
beiden Beteiligungsphasen einen deutlichen Mehrwert. 

 

2. Ausgangssituation 

Anlass und Erfordernis für die Aufstellung neuer Satzungen 

Die im Jahr 1994 beschlossene Erhaltungs- und Gestaltungssatzung zielt für Teile des 
Innenstadtbereichs Weinheims darauf ab, Ădie historische Stadtgestalt und das StraÇenbild 
eines zusammenhªngenden Stadtgef¿ges f¿r die Zukunft beizubehalten.ñ Weiterhin soll die 
Satzung Ădazu beitragen, Sicherheit sowohl in der Behandlung der alten Substanz als auch 
in der Anwendung der heutigen architektonischen und konstruktiven Mittel zu erreichen, um 
dem besonderen Charakter und dem Bild der einzelnen Innenstadtbereiche gerecht zu 
werden.ñ 

Nach nunmehr 27 Jahren Anwendung erachtet die Verwaltung insbesondere auf Grund der 
Aufhebung des Sanierungsgebiets ĂInnenstadtñ zum 31.12.2021 eine ¦berarbeitung dieser 
Satzung zum jetzigen Zeitpunkt als sinnvoll und empfiehlt die Aufstellung einer separaten 
Gestaltungssatzung sowie mehrerer eigenständiger Erhaltungssatzungen. 

Eine Überarbeitung ist insgesamt auch durch geänderte planerische und sonstige 
gesellschaftliche Zielstellungen (z.B. in Teilbereichen neuere Bauleitpläne mit abweichenden 
gestalterischen Zielen, Nachverdichtung, energieeffizientes sowie nachhaltiges Bauen, 
Umweltschutz) sowie gewonnene Erfahrungen bei der Anwendung der bestehenden Satzung 
in den vergangenen Jahren begründet. 
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In Ergänzung zu den nachfolgenden Ausführungen wird das Amt für Stadtentwicklung in der 
ATUS-Sitzung am 10.03.2021 den Anlass für die Fortschreibung der Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung sowie die damit einhergehenden Zielstellungen erläutern. 

Die nachfolgenden Abschnitte ĂSanierungsgebiet ĂInnenstadtñ und Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzungñ sowie ĂFormale Trennung von Erhaltungssatzung und 
Gestaltungssatzungñ dieser Beschlussvorlage sind wortgleich mit den gleichnamigen 
Abschnitten in der separaten Beschlussvorlage Ăneue Erhaltungssatzungenñ. 

 

Sanierungsgebiet ĂInnenstadtñ und Erhaltungs- und Gestaltungssatzung:  

Die Ziele der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung und die Ziele des Sanierungsgebiets 
ĂInnenstadtñ ergªnzen sich. Beide zielen unter anderem darauf ab, Fehlentwicklungen zu 
verhindern. Umfasst der Geltungsbereich der heutigen Erhaltungs- und Gestaltungssatzung 
in der Weinheimer Kernstadt nahezu das Gebiet von B 3 (Bergstraße) bis 
Schlossbergterrasse und von Gerberbachviertel bis Weschnitz, so ist der Geltungsbereich 
der Sanierungssatzung deutlich kleiner (vgl. Abbildung 1).  

 

Abb. 1: Geltungsbereiche der rechtskräftigen Erhaltungs- und Gestaltungssatzung, des 
Sanierungsgebiets ĂInnenstadtñ sowie der Gesamtanlagenschutzsatzung 
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Die Ausweisung des Areals ĂInnenstadtñ als Sanierungsgebiet wirkte sich in zweierlei 
Hinsicht auf die Bauherren aus:  

Bis zum Ende des Förderzeitraums am 31.12.2015 hatten Bauherren die Möglichkeit, private 
Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen unter Berücksichtigung verschiedener 
Rahmenbedingungen fördern zu lassen. Bei einer entsprechenden Förderung von privaten 
Maßnahmen mussten diese sowohl im äußeren Erscheinungsbild des Gebäudes als auch im 
Stadtbild zu einer wesentlichen Aufwertung führen.  

Im Rahmen des Sanierungsgebiets gilt ein Genehmigungsvorbehalt für Vorhaben im Sinne 
des § 29 Baugesetzbuchs (BauGB) sowie für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen. Mit 
den Regelungen des Sanierungsrechts wird sichergestellt, dass bauliche Veränderungen 
zuvor auf die Vereinbarkeit mit den festgelegten Sanierungszielen überprüft werden müssen.  

Die Verwaltung verfügte bislang für den Innenstadtbereich somit über zwei autarke 
Instrumentarien, um die städtebauliche Gestaltung und somit im Fortgang die weitere 
städtebauliche Entwicklung des Weinheimer Innenstadtbereichs lenken zu können. 

Mit der Aufhebung des Sanierungsgebiets zum 31.12.2021 und dem damit verbundenen 
Entfall des Genehmigungsvorbehalts tritt aus Sicht der Verwaltung ein Umstand ein, der 
speziell für den Weinheimer Innenstadtbereich eine Befassung mit der Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung in besonderer Weise anzeigt. Die Erhaltungs- und Gestaltungssatzung 
ist zu diesem Zeitpunkt außerhalb des deutlich enger gefassten Geltungsbereichs der 
denkmalschutzrechtlichen Gesamtanlagensatzung somit das einzige Instrumentarium, das 
gestalterische Vorgaben für die Ausführung konkreter baulicher Anlagen macht (vgl. 
Abbildung 1).  

Aus Sicht der Verwaltung sollte dieser Umstand zum Anlass genommen werden, die 
rechtskräftige Erhaltungs- und Gestaltungssatzung wo erforderlich zu überarbeiten und 25 
Jahre nach Erlass gegebenenfalls anzupassen.  

 

Formale Trennung von Erhaltungssatzung und Gestaltungssatzung: 

Als Grundlage dieser Überarbeitung hat die Verwaltung zunächst umfassende 
Bestandsaufnahmen für den gesamten Weinheimer Innenstadtbereich durchgeführt, bei 
denen die wesentlichen städtebaulichen Strukturen (u. a. Stadtgrundriss, bauliche Strukturen 
und städtebauliche Gestalt) betrachtet wurden. Diese Betrachtung wurde insbesondere unter 
der Prämisse durchgeführt, in welchen Teilbereichen auch künftig die städtebauliche 
Entwicklung durch Vorschriften einer Erhaltungssatzung und/oder einer Gestaltungssatzung 
gelenkt werden kann bzw. soll. 

Für das weitere Vorgehen sind daher zunächst die grundlegenden Ziele darzulegen, die mit 
den beiden Satzungstypen verfolgt werden:  

Mit dem Instrument der ĂGestaltungssatzungñ wird grundsªtzlich eine aktive und konkrete 
Gestaltung des Orts- und Straßenbildes angestrebt und so auch auf eine positive 
Veränderung des Status-Quo hingewirkt. Bei einer Erhaltungssatzung steht hingegen die 
gebiets-funktionelle Erhaltung des Gestaltungsbildes, konkret einer gebietstypisch 
erkennbaren städtebaulichen Eigenart, im Mittelpunkt. Maßgebend ist hierbei, dass das 
Gebiet, das erhalten werden soll, insgesamt Besonderheiten aufweist, die die Erhaltung 
baulicher Anlagen in seiner Gesamtheit rechtfertigen. Die städtebauliche Gestalt, die die 
besondere Eigenart ausmacht, wird insbesondere durch die beiden Elemente ĂOrtsbildñ und 
ĂStadtgestaltñ bestimmt.  
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Unter dem ĂOrtsbildñ ist grundsªtzlich die bauliche Ansicht eines Ortes einschlieÇlich des 
StraÇenbildes zu verstehen; die ĂStadtgestaltñ geht ¿ber den Ortsbildbegriff hinaus und 
berücksichtigt weiterhin Baustrukturen, wie etwa den Grundriss der Siedlungsstruktur oder 
Gebäudestrukturen (bspw. Dachaufbauten und -formen sowie Wandöffnungen mit ihren 
Türen und Fenstern).  

Aufgrund grundsätzlich verschiedener Zielsetzungen der beiden Satzungstypen ergeben sich 
bei einer kombinierten Satzung verschiedene Anwendungsschwierigkeiten, etwa bei der 
Zuordnung, ob die f¿r den konkreten Fall anzuwendende Festsetzung ĂErhaltungs-ñ oder 
ĂGestaltungscharakterñ hat. Die korrekte Zuordnung ist nicht zuletzt dann wichtig, wenn 
Möglichkeiten von Abweichungen und Befreiungen zu prüfen und zu entscheiden sind. 

Die Untersuchungen der Verwaltung zeigen, dass ein flächendeckender Geltungsbereich - 
wie bislang geltend - für beide Satzungen nicht in jedem Teilbereich zielführend ist. Aus Sicht 
der Verwaltung sollte der abgegrenzte Geltungsbereich der rechtskräftigen Satzung - sowohl 
im Erhaltungs- als auch im Gestaltungskontext - geändert bzw. angepasst werden. Folgende 
Änderungen werden durch die Verwaltung hinsichtlich den beiden Satzungen empfohlen: 

 

Gestaltungssatzung:  

Die weiterhin bestehende Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit einer aktiven Steuerung der 
städtebaulichen Gestaltung steht aus Sicht der Verwaltung außer Frage. Im Zuge einer 
Überarbeitung sollte aus mehreren Gründen jedoch der Geltungsbereich sowie die 
Vorschriften der Gestaltungssatzung angepasst werden (vgl. Kapitel 2). 

Hinsichtlich des Geltungsbereichs regt die Verwaltung an, diesen in bestimmten Teilen zu 
verkleinern, in anderen Teilen zu erweitern (vgl. Abbildung 2).  

Eine Verkleinerung des Geltungsbereichs kommt insbesondere für die Bereiche 
ĂSchlossbergterrasseñ und ĂD¿rreplatzñ in Frage. Die beiden Areale wurden im Zuge einer 
Planung mit eigenen örtlichen Bauvorschriften entwickelt; die Regelungen der Erhaltungs- 
und Gestaltungssatzung wurden im Rahmen der Planaufstellung der beiden 
Bebauungspläne für die jeweiligen Geltungsbereiche aufgehoben. Darüber hinaus ist eine 
Ausscheidung der Gebäude in der Grundelbachstraße 110-112 sinnvoll, da deren Gestaltung 
bereits derart stark abweichend von der Gesamtgestaltidee der restlichen Bereiche sind, 
dass eine Regulierung durch Vorschriften einer Gestaltungssatzung obsolet erscheint. Eine 
Erweiterung des Geltungsbereichs im Bereich der Ludwigstraße ist in Betracht zu ziehen, da 
diesem Straßenzug auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt und Eigenart eine erhöhte 
Bedeutung für das Weinheimer Ortsbild beigemessen werden kann. Um in diesem Bereich 
eine städtebauliche Entwicklung entsprechend dem vorhandenen Bestand zu gewährleisten, 
sollen für diesen Bereich verpflichtende gestalterische Vorschriften im Zuge einer 
Gestaltungssatzung erlassen werden. Die Verwaltung sieht weiterhin die Notwendigkeit, 
sowohl den äußeren Geltungsbereich als auch die Geltungsbereiche der jeweiligen 
Teilbereiche innerhalb des großen Geltungsbereichs an vereinzelten Stellen kleinteilig 
anzupassen. Diese Notwendigkeit begründet sich insbesondere durch eine sinnvolle 
Anpassung der Geltungsbereiche an bestehende Flurstücksgrenzen sowie geänderten 
Einschätzungen hinsichtlich der Zuordnung einzelner Grundstücke zu den jeweiligen 
Teilbereichen (u. a. Bereiche A, B, C und D).  

Bei Überarbeitung des Geltungsbereichs empfiehlt die Verwaltung jedoch bei einer 
zusammenhängenden Gebietskulisse zu bleiben, wie sie im Großen und Ganzen auch heute 
bereits besteht.  
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Abb. 2: Geltungsbereich der rechtskräftigen Erhaltungs- und Gestaltungssatzung sowie der 
Geltungsbereich der novellierten Gestaltungssatzung 

 

Erhaltungssatzung:  

Bestandsuntersuchungen haben gezeigt, dass ein flächendeckender Geltungsbereich wie 
bislang nicht mehr sach- und zeitgemäß ist. Auf Grund unterschiedlicher homogener 
städtebaulicher Charakteristika hat sich im Zuge einer Überarbeitung eine weitergehende 
Aufteilung in einzelne Satzungen als sachgerecht erwiesen (vgl. separate BV ĂNeue 
Erhaltungssatzungenñ). 

Insgesamt lassen sich sieben voneinander unabhängigen Bereichen auf Grund 
verschiedener einheitlicher städtebaulicher Merkmale eine erhöhte Schutzwürdigkeit 
attestieren; jeder Bereich verfügt über eine individuelle städtebauliche Eigenart. Die sieben 
Bereiche liegen alle im Geltungsbereich der überarbeiteten Gestaltungssatzung, sodass sich 
in diesen Bereichen bezogen auf die grundsätzlichen Regelungen im Vergleich zu heute 
wenig ändert. In den künftig von einer Erhaltungssatzung erfassten Bereichen gelten so 
weiterhin beide Regelungskreise (Erhaltungssatzung und Gestaltungssatzung). 


